
 
 

Protokollauszug 
aus der 

34. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 08.11.2017 

 
öffentlich 
Top 5.14 Vermeidung eines pflichtigen Eintritts für Schlossgärten und Parkanlagen der 

Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg in Potsdam 
 
17/SVV/0721 
geändert beschlossen 

 
Der Ausschuss für Finanzen empfiehlt, der Vorlage mit folgender Ergänzung zuzustimmen: 
… 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, wie das mit der SPSG ausgehandelte 
Modell auf den Volkspark übertragen werden kann. 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt, der Vorlage in der vom Ausschuss für Finanzen ergänzten 
Fassung zuzustimmen. 
 
Abstimmung: 
Die vom Hauptausschuss und dem Ausschuss für Finanzen empfohlene Ergänzung wird 
 
mit Stimmenmehrheit angenommen, 
bei einigen Gegenstimmen und Stimmenthaltungen. 
 
Anschließend wird die so ergänzte Vorlage zur Abstimmung gestellt: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bei den Ländern Berlin und Brandenburg und beim 
Bund darauf zu drängen, dass auch weiterhin kein pflichtiges Eintrittsgeld für die Benut-
zung der Schlossgärten und Parkanlagen erhoben wird, so wie § 2 Abs. 3 der Stiftungs-
satzung dies vorsieht.  
 
Der Oberbürgermeister wird des Weiteren beauftragt, mit den drei Zuwendungsgebern der 
Stiftung darüber zu verhandeln, dass ein Eintritt auch nicht über einen Modellversuch für 
den Park Sanssouci eingeführt wird. Vielmehr geht es zur Vermeidung eines Pflegedefizits 
um eine adäquate Finanzausstattung durch die drei verantwortlichen Zuwendungsgeber. 
 
Sollten die beiden Bundesländer und der Bund ihre finanzielle Beteiligung an den Stif-
tungsaufgaben nicht erhöhen, um die Einführung eines pflichtigen Parkeintritts abzuwen-
den, wird der Oberbürgermeister beauftragt, über eine finanzielle Beteiligung der Landes-
hauptstadt am Unterhaltungsaufwand der Stiftung für im Potsdamer Stadtgebiet liegende 
Gärten und Parks zu verhandeln. Dafür gilt eine Obergrenze von 5 Mio. € in 5 Jahren. 
 
Bedingungen einer erneuten finanziellen Beteiligung sind: 
 

• Die Vereinbarung ist erneut nur befristet vorzusehen.  
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• Bedingung einer neuen finanziellen Beteiligung der Landeshauptstadt ist der wei-
tere 
Verzicht der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten auf die Einführung eines 
verpflichtenden Eintritts in Gärten und Parks auf dem Potsdamer Stadtgebiet.  

• Der Landeshauptstadt ist ein Mitspracherecht bei der Verwendung der Gelder ein-
zuräumen.  

• Es ist anzustreben, die Hinweise der Bürgerinnen und Bürger aus der Bürgerum-
frage zu den Welterbeparks aus dem Jahr 2016 in die Verwendungszwecke aufzu-
nehmen.  

 
Das  Verhandlungsergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.     
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, wie das mit der SPSG ausgehandelte 
Modell auf den Volkspark übertragen werden kann. 
Abstimmungsergebnis: 
mit Stimmenmehrheit angenommen, 
bei einigen Gegenstimmen  
und Stimmenthaltungen. 
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BESCHLUSS 
der 34. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 08.11.2017 

 
 
 Vermeidung eines pflichtigen Eintritts für Schlossgärten und Parkanlagen der Stiftung 

Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg in Potsdam 
Vorlage: 17/SVV/0721 

  
  

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bei den Ländern Berlin und Brandenburg 
und beim Bund darauf zu drängen, dass auch weiterhin kein pflichtiges Eintrittsgeld 
für die Benutzung der Schlossgärten und Parkanlagen erhoben wird, so wie § 2 Abs. 
3 der Stiftungssatzung dies vorsieht.  
 
Der Oberbürgermeister wird des Weiteren beauftragt, mit den drei 
Zuwendungsgebern der Stiftung darüber zu verhandeln, dass ein Eintritt auch nicht 
über einen Modellversuch für den Park Sanssouci eingeführt wird. Vielmehr geht es 
zur Vermeidung eines Pflegedefizits um eine adäquate Finanzausstattung durch die 
drei verantwortlichen Zuwendungsgeber. 
 
Sollten die beiden Bundesländer und der Bund ihre finanzielle Beteiligung an den 
Stiftungsaufgaben nicht erhöhen, um die Einführung eines pflichtigen Parkeintritts 
abzuwenden, wird der Oberbürgermeister beauftragt, über eine finanzielle 
Beteiligung der Landeshauptstadt am Unterhaltungsaufwand der Stiftung für im 
Potsdamer Stadtgebiet liegende Gärten und Parks zu verhandeln. Dafür gilt eine 
Obergrenze von 5 Mio. € in 5 Jahren. 
 
Bedingungen einer erneuten finanziellen Beteiligung sind: 
 

• Die Vereinbarung ist erneut nur befristet vorzusehen.  

• Bedingung einer neuen finanziellen Beteiligung der Landeshauptstadt ist der 
weitere 
Verzicht der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten auf die Einführung 
eines verpflichtenden Eintritts in Gärten und Parks auf dem Potsdamer 
Stadtgebiet.  

• Der Landeshauptstadt ist ein Mitspracherecht bei der Verwendung der Gelder 
einzuräumen.  

• Es ist anzustreben, die Hinweise der Bürgerinnen und Bürger aus der 
Bürgerumfrage zu den Welterbeparks aus dem Jahr 2016 in die 
Verwendungszwecke aufzunehmen.  

 
Das  Verhandlungsergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.     
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, wie das mit der SPSG 
ausgehandelte Modell auf den Volkspark übertragen werden kann. 
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 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen, 
bei einigen Gegenstimmen  
und Stimmenthaltungen. 
 

 
 
 
 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss werden __5___ Seiten beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 14. November 2017  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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